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Anwesende Abgeordnete des Wirtschafts- und Digitalisierungsausschusses

Claus Christian Claussen (CDU), Vorsitzender

Andreas Hein (CDU)

Peer Knofler (CDU)

Rasmus Vége (CDU)

Uta Wentzel (CDU), i. V. von Lukas Kilian

Oliver Brandt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN), i. V. von Nelly Waldeck
Anna Langsch (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN), i. V. von Lasse Petersdotter
Thomas Hoélck (SPD)

Kianusch Stender (SPD)

Dr. Bernd Buchholz (FDP)

Sybilla Nitsch (SSW)

Anwesende Abgeordnete des Finanzausschusses

Christian Dirschauer (SSW), Vorsitzender

Rixa Kleinschmit (CDU)

Tobias Koch (CDU), i. V. von Michel Deckmann
Ole-Christopher Plambeck (CDU)

Sonke Siebke (CDU)

Rasmus Vége (CDU)

Oliver Brandt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Anna Langsch (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN), i. V. von Dirk Kock-Rohwer
Beate Raudies (SPD)

Sophia Schiebe (SPD), i. V. von Birgit Herdejlirgen
Annabell Kramer (FDP)

Weitere Abgeordnete

Marc Timmer (SPD)

Die Liste der weiteren Anwesenden befindet sich in der Sitzungsakte.
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Der Vorsitzende des federfihrenden Wirtschafts- und Digitalisierungsausschusses, Abgeord-
neter Claussen, eroffnet die gemeinsame Sitzung um 12:55 Uhr. Die Beschlussfahigkeit wird

festgestellt und die Tagesordnung gebilligt.

Einziger Punkt der Tagesordnung

Verwendung der noch verfiigbaren Mittel aus der Northvolt Wan-
delanleihe

Vorlage des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie
und Tourismus
Vertrauliche Umdrucke 20/5382 (ersetzt 20/5363) und 20/5390

(Dieser Tagesordnungspunkt wird geman Artikel 23 Absatz 3 Satz 3
Landesverfassung und § 17 Absatz 2 Geschaftsordnung gréRtenteils
nicht 6ffentlich und vertraulich beraten)

hierzu: Umdruck 20/5385

Bei Enthaltung der FDP beschliel3en die Ausschusse, die Umdrucke 20/5382 und 20/5390 im

Sinne des § 17 Absatz 2 der Geschaftsordnung vertraulich zu behandeln und die Inhalte ge-

heim zu halten.

Zunachst beantwortet Wirtschaftsminister Madsen drei Fragen des Abgeordneten Dr. Buch-

holz, Umdruck 20/5385, zu der ersten Frage will er in vertraulicher Sitzung Stellung nehmen.

Frage 2: Seit wann ist der Landesregierung der Wechsel der Geschaftsfliihrung bei der North-

volt Germany TopCo GmbH bekannt, und wie bewertet die Landesregierung dies?

Minister Madsen antwortet, auf Nachfrage sei der Landesregierung von der Geschéaftsfihrung
der Northvolt Drei Project GmbH am 13.10.2025 bestatigt worden, dass Herr Dr. Christoph
von Wilcken seit dem 03.08.2025 neuer alleiniger Geschéftsfiihrer der Northvolt Germany
TopCo GmbH sowie der Northvolt Drei HoldCo GmbH geworden sei und den bisherigen Ge-
schaftsfuhrer Christopher Haux abgeldst habe. Dies entspreche auch dem Handelsregister-

auszug.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05382.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05363.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05385.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05382.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05385.pdf
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Das BMWE habe die Landesregierung bereits vor einigen Wochen daruber informiert, dass
Herr Haux aus der Position des Geschaftsflihrers ausscheiden wolle. Dieser Wechsel sei da-
her nicht unerwartet. Es erscheine grundsatzlich nachvollziehbar, dass in der aktuellen Situa-

tion ein restrukturierungserfahrener Jurist als Geschéaftsfihrer eingesetzt worden sei.

Frage 3: Welchen Kenntnisstand hat die Landesregierung beziglich des StaRUG-Verfahrens
der Northvolt Germany TopCo GmbH, und wie bewertet die Landesregierung den aktuellen
Stand?

Der Minister antwortet, der Landesregierung liege kein aktueller Stand fur das StaRUG-Ver-
fahren der Northvolt Germany TopCo GmbH vor. Bei diesem Verfahren gebe es derzeit keine

Bewegungen.

Frage 4: Inwiefern wirkt sich das StaRUG-Verfahren der Northvolt Germany TopCo GmbH
sowohl auf das schwedische Insolvenzverfahren der Northvolt AB als auch auf die angekun-
digte Ubernahme der deutschen Northvolt-Aktivitaten durch das amerikanische Unternehmen

Lyten aus?

Minister Madsen antwortet, da der Landesregierung keine Detailinformationen Uber das Sta-
RUG-Verfahren der Northvolt Germany TopCo GmbH und auch tber das Insolvenzverfahren
der Northvolt AB vorlagen, kdnnten die Auswirkungen auf das Insolvenzverfahren der North-
volt AB von der Landesregierung nicht beurteilt werden. Die Landesregierung gehe des Wei-
teren davon aus, dass das StaRUG-Verfahren der Northvolt Germany TopCo GmbH keine
Auswirkungen auf die Ubernahme der deutschen Northvolt-Aktivitdten durch das amerikani-

sche Unternehmen Lyten habe.

Abgeordneter Stender kritisiert abermals die Informationspolitik der Landesregierung, die das
Parlament nach wie vor kurzfristig und nur happchenweise informiere. Am Freitagnachmittag,
dem 26. September 2025, erreiche das Parlament der Sachstand Uber die Verwendung der
noch verfligbaren Mittel aus der Northvolt-Wandelanleihe, am 7. Oktober 2025 das KPMG-
Gutachten in der Entwurfsfassung vom 29. August 2025, am 8. Oktober 2025 die Beschluss-
vorlage mit Optionen zur Verwendung der noch zur Verfigung stehenden Mittel aus der Wan-
delanleihe, die gestern Nachmittag, am 14. Oktober 2025, noch verandert worden sei, und
heute eine Einschatzung der vom Land beauftragten Rechtsanwaltskanzlei White & Case.

Den Ausschussen seien die Inhalte der darin erwdhnten KfW-internen Einschatzung zu den

5
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Handlungsoptionen, zu den verfugbaren Mitteln aus der Wandelanleihe vom 16. September
2025 nicht bekannt, die Fragen des Abgeordneten Dr. Buchholz wiirden erst jetzt in der Sit-
zung mindlich beantwortet, und auch das geplante Vertragswerk bekamen die Ausschiisse

nicht zu sehen, obwohl sie heute eine Entscheidung treffen sollten.

Seit dem 29. August 2025 lagen mit dem KPMG-Gutachten und seit dem 16. September 2025
mit der Einschatzung der KfW zu den Handlungsoptionen, zu den verfiigbaren Mitteln aus der
Wandelanleihe die wesentlichen Punkte auf dem Tisch. In der gemeinsamen Ausschusssit-
zung am 17. September 2025 habe die Landesregierung keinerlei Hinweise darauf gegeben,
was bereits damals im Hintergrund gelaufen sei. Die Landesregierung verspiele weiter Ver-
trauen, wenn wichtige Informationen in einer kurzfristig einberufenen Sitzung in der Mittags-
pause des Plenums dargelegt und erdértert wirden und die Ausschisse dann auch noch eine
wichtige Entscheidung treffen sollten. Aullerdem habe er mittlerweile Bedenken dagegen,

dass nahezu alle Informationen und Vorgange vertraulich behandelt werden sollten.

Wirtschaftsstaatssekretarin Carstens erwidert, fur den akuten Handlungsbedarf und die kurz-
fristigen Anderungen kénne man nicht die Landesregierung verantwortlich machen. Der Lan-
desregierung sei das vom Abgeordneten Stender angesprochene Gutachten am 30. Septem-
ber 2025 zugegangen, und sie habe alle Unterlagen und mdéglichst umfassende Informationen
so schnell wie mdglich an das Parlament weitergeleitet und die von den Abgeordneten gestell-

ten Fragen beantwortet.

Abgeordneter Dr. Buchholz steht auf dem Standpunkt, dass die vom Finanzausschuss be-
gehrte Entscheidung ohne Kenntnisse zum StaRUG-Verfahren der Northvolt Germany TopCo
GmbH nicht treffbar sei. Die Landesregierung kbnne vom Parlament nicht erwarten, dass es
innerhalb weniger Tage oder gar Stunden auf der Basis einer ungeklarten Sachverhaltslage
eine Entscheidung Uber eine erhebliche GroRenordnung treffe, und das vor dem Hintergrund,
dass den Ausschiissen heute Morgen ein Schreiben zur Verfiigung gestellt werde, in dem eine
renommierte Anwaltskanzlei, von der behauptet werde, dass sie in dem Verfahren seit Mona-
ten involviert sei, selbst schreibe, dass sie gestern telefonisch einen Auftrag erteilt bekommen
habe, den sie bis zum Nachmittag ausfiihre, und dabei erklare, dass sie selbst nicht in der
Lage gewesen sei, die Unterlagen vollstdndig durchzuarbeiten (vertraulicher Umdruck
20/5390).


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
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Abgeordnete Nitsch erinnert daran, dass man vor der Sommerpause in einer vertraulichen
Runde Uber die in Rede stehenden Sachverhalte gesprochen habe und man sich Uber die
Sommermonate die Frage gestellt habe, wie es in der Angelegenheit weitergehe. Es sei in der
Kirze der Zeit nicht mdglich, das von der Landesregierung zur Verfligung gestellte Gutachten
in seiner Tiefe zu bewerten. Sie méchte wissen, ob es am Bund liege, dass die Landesregie-
rung keine Kenntnisse Uber das Insolvenzverfahren beziehungsweise das StaRUG-Verfahren
habe. Der SSW wolle das Vertrauen in die Landesregierung gern zurtickgewinnen und er-

warte daflr eine offensive Informationspolitik der Landesregierung.

Abgeordneter Koch weist darauf hin, dass den Ausschissen das KPMG-Gutachten, der Inhalt
der Kabinettsvorlage/Beschlussvorlage fir die Landesregierung und das Schreiben der
Rechtsanwaltskanzlei vom 14. Oktober 2025 als Entscheidungsgrundlage vorlagen. Genauso
wie die Landesregierung sollte das Parlament in der Lage sein, schnell und mdglichst gemein-
sam zu einer Entscheidung zu kommen, um die beste Position fur das Land herauszuholen,

wenn auch mit dem Duktus der Schadensbegrenzung.

Abgeordneter Dr. Buchholz stellt klar, dass das Parlament offensichtlich nicht Gber die Unter-
lagen verfiige, Uber die die Landesregierung verfige. Ohne Kenntnis der rechtlichen Ausflh-
rungen der Rechtsanwaltskanzleien Hengeler Mueller und White & Case kdnne er keine Ent-

scheidung treffen. Auch die in Umdruck 20/5390 genannte Einschatzung der KfW zu den

Handlungsoptionen habe die Landesregierung dem Parlament nicht vorgelegt.

Abgeordnete Kramer mdchte wissen, warum die Landesregierung erst gestern Unterlagen der

Rechtsanwaltskanzlei bekommen habe, obwohl diese seit Monaten in den Fall involviert sei.

Abgeordnete Raudies stellt die Frage in den Raum, ob Regierung und Parlament mit den glei-
chen Waffen kampften. Sie macht darauf aufmerksam, dass der Entwurf des Gutachtens, den
die Landesregierung zur Verfigung gestellt habe, knapp 100 Seiten umfasse und in englischer
Sprache abgefasst sei; entscheidend sei die Bewertung der Landesregierung, die zu erstellen
man die Landesregierung immer wieder auffordern misse. Sie bittet darum, dass die Landes-
regierung das Parlament nicht in informellen Gesprachen, sondern in offiziellen Ausschusssit-

zungen, Uber die Protokolle geflihrt wirden, informiere.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
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Abgeordneter Holck beklagt, dass die Ausschussmitglieder heute um 10 Uhr im Plenum eine

vertrauliche Unterlage erhalten hatten (Umdruck 20/5390), mit der man sich zeitlich nicht an-

gemessen befassen kénne, die aber fiir die Entscheidung in der Ausschusssitzung drei Stun-

den spater relevant sei.

Minister Schrodter, Chef der Staatskanzlei, weist darauf hin, dass die Landesregierung das

Schreiben der Anwaltskanzlei (vertraulicher Umdruck 20/5390) gestern Abend erhalten und

unmittelbar den Ausschiissen zugeleitet habe. Um einen Termin fir die heutige Ausschusssit-
zung habe die Landesregierung bereits vor zwei bis drei Wochen gebeten. Man habe am 26.
September 2025 eine Vorlage mit allen Handlungsoptionen erstellt und diese aktualisiert, weil
sich in der Zwischenzeit sachliche Anderungen ergeben héatten. AuRerdem habe man den
Ausschissen das KPMG-Gutachten zur Verflgung gestellt, das auch der Landesregierung
nur in englischer Sprache vorliege. Dass die Landesregierung dem Parlament Unterlagen
kurzfristig zuleite, liege darin begrindet, dass die Regierung die Unterlagen selbst erst kurz-

fristig erhalten habe.

Abgeordneter Koch fragt die Landesregierung, ob ihr das vom Abgeordneten Dr. Buchholz

angesprochene Gutachten von Hengeler Mueller und White & Case vorliege.

Abgeordneter Stender macht darauf aufmerksam, dass die Landesregierung die Rechtsan-
waltskanzlei White & Case erst gestern um eine Stellungnahme gebeten habe, die den Aus-

schussmitgliedern erst seit drei Stunden bekannt sei.

Staatssekretarin Carstens bestatigt noch einmal, dass die Landesregierung die Stellung-
nahme von White & Case unmittelbar an das Parlament weitergeleitet habe, nachdem sie sie
gestern erhalten habe; deshalb habe diese Stellungnahme auch nicht mehr Grundlage fir die
Kabinettsentscheidung sein kénnen. Die Rechtsanwaltskanzlei White & Case sei schon langer
von der Landesregierung mandatiert und dementsprechend auch schon langer im Austausch
mit den Anwalten der KfW und des Bundes, mit Hengeler Mueller, auch zu den heute in Rede
stehenden Sachverhalten, den verschiedenen Optionen. Der Landesregierung liege kein Gut-
achten von Hengeler Mueller vor, ihr seien aber die Ergebnisse der Gesprache bekannt. Die
vom Abgeordneten Dr. Buchholz angesprochene KfW-interne Einschatzung werde man den
Ausschissen zuleiten. Die Landesregierung habe den Ausschissen alle Informationen

schnellstmoglich und bestmdglich zugeleitet, um eine Entscheidung treffen zu kénnen. Auf


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05300/umdruck-20-05390.pdf
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eine Nachfrage der Abgeordneten Kramer erwidert die Staatssekretarin, die vorliegende Un-

terlage enthalte eine Beurteilung der verschiedenen Handlungsoptionen.

Die Ausschusse setzen die Beratung in vertraulicher Sitzung fort (siehe vertraulichen Teil der
Niederschrift).

Der Wirtschaftsausschussvorsitzende, Abgeordneter Claussen, schlief3t den &ffentlichen Teil

der gemeinsamen Sitzung um 13:33 Uhr.

gez. Claus Christian Claussen
Vorsitzender des Wirtschafts- und Digitalisierungsausschusses

gez. Ole Schmidt
Geschafts- und Protokollfiihrer des Finanzausschusses



	 Einziger Punkt der Tagesordnung 
	 Verwendung der noch verfügbaren Mittel aus der Northvolt Wandelanleihe 
	Vorlage des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
	Vertrauliche Umdrucke 20/5382 (ersetzt 20/5363) und 20/5390 



